Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 69 Ausgegeben Danzig, den 15. September 1923 


Inhalt. Geſetz zur 2 des e vom 15. Juli 1909/26. Ya 1918 und des Danziger 
Abänderungsgeſetzes vom 18. Mai 1923 (S. 953). — Drittes Geſetz zur Abänderung des Feld- und Forſtpolizeigeſetzes 
vom 1. April 1886 (S. 955). — Geſetz zur Aenderung des Geſetzes über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen (S. 955). — 
Verordnung betreffend Feſtſetzung der Schlüſſelzahl für den Telegraphen⸗ und Fernſprechverkehr (S. 956). — Verordnung 
betreffend Aenderung der Telegraphen- und Fernſprechgebühren im Verkehr mit Polen (S. 956). 


An unſere Bezieher! 
Die anhaltende ſtarke Steigerung der Druck- uſw. Koſten zwingt uns, die Bezugspreiſe für 
die vom Senat herausgegebenen Blätter für den Monat September 1923 nachträglich zu erhöhen. 
Es ſind daher für den Monat September nachzuzahlen: 
1. für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig 3 000 000 M, 
2. für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil l.. . 1800000 M, 
3. für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil U—= . . . 3600000 M. 
Es wird gebeten, die nachzuzahlenden Beträge umgehend durch anliegende Zahllarte auf 
das Poſtſchecktonto Nr. 405 der Freiſtadthauptkaſſe zu überweiſen, andernfalls Einſtellung der 
Lieferung erfolgen muß. 
Danzig, den 10. September 1923. 


Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. 


410 Se und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
15. Juli 1909 (Reichsgeſetzbl. S. 825) 
zur Anderung des Wechſelſtempelgeſetzes vom 26. Juli 1918 (Keichsgeſetbl. S. 830) 
und des Danziger Abänderungsgeſetzes vom 18. Mai 1923 (Geſetzbl. S. 591). 
| Vom 12. 9. 1923, 


15. Juli 1909, 
Das Wechſelſtempelgeſetz vom 26. Juli 1918 


geänderten Faſſung wird wie folgt abgeändert: 


Artikel 1. 

§ 3 erhält folgende Faſſung: 

(1) Die Stempelabgabe beträgt 20 Mark für je 10000 Mark der Wechſelſumme; angefangene 
10 000 Mark werden für voll gerechnet. Die Abgabe beträgt mindeſtens 10000 Mark. Höhere Beträge 
ſind auf volle 10000 Mark nach oben abzurunden. : 

(2) Bei Wechſeln, die auf einen beſtimmten Zahlungstag geftellt find, erhöht ſich die Abgabe, 
wenn die Fälligkeit des Wechſels ſpäter als drei Monate nach dem Ausſtellungstag eintritt, auf 40 Mark 
für je 10000 Mark. Tritt die Fälligkeit ſpäter als ein Jahr nach dem Ausſtellungstag ein, ſo erhöht 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 23. 9. 1923). 


in der durch das Geſetz vom 18. Mai 1923 ab⸗ 
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ſich die Abgabe auf 60 Mark für je 10000 Mark. Für jede weiteren ſechs Monate Laufzeit des Wechſels 
oder einen Teil dieſes Zeitraumes erhöht ſich die Abgabe um je 20 Mark für je 10000 Mark 
der Wechſelſumme. Die Erhöhung tritt nicht ein, wenn der im Satz 1 bezeichnete Zeitraum von 
3 Monaten um nicht mehr als fünf Tage überſchritten wird. Soweit nach ausländiſchem Recht Reſpekttage 
gelten, werden ſie dem Zeitraum von drei Monaten hinzugerechnet. Iſt in einer Schrift der im 8 2 
bezeichneten Art der Ausſtellungstag nicht angegeben, ſo gilt der Tag der Übergabe als Ausſtellungstag. 

(3) Tritt die Verfallzeit eines auf Sicht geſtellten Wechſels ſpäter als drei Monate nach dem 
Ausſtellungstage ein, ſo unterliegt der Wechſel für die Zeit vom Ablauf der drei Monate bis zum 
Verfalltage einer im Wege der Nachverſteuerung zu erhebenden weiteren Abgabe. Als weitere Abgabe 
iſt fortlaufend für die erſten neun Monate und nach deren Ablauf für je weitere ſechs Monate oder 
einen angefangenen Teil dieſer Zeiträume der nach Abſatz 1 zu bemeſſende Betrag zu“ entrichten. Die 
weitere Abgabepflicht entſteht jeweils mit dem Beginn der Zeitabſchnitte, für die ſie zu entrichten iſt. 
Soweit nach ausländiſchem Recht Reſpekttage gelten, werden ſie der dreimonatigen Friſt hinzugerechnet. 

(4) Die in Abſ. 3 für Sichtwechſel gegebene Vorſchrift findet auf Wechſel, die beſtimmte Zeit 
nach Sicht fällig ſind, mit der Maßgabe Anwendung, daß der Zeitraum, für den die weitere Abgabe 
zu entrichten iſt, bei eigenen Wechſeln vom Ablauf von drei Monaten nach dem Ausſtellungstage, bei 
gezogenen Wechſeln vom Ablauf von drei Monaten nach der Annahme des Wechſels gerechnet wird. 
Iſt der Tag der Annahme aus dem Wechſel nicht erſichtlich, ſo gilt der fünfzehnte Tag nach dem 
Ausſtellungstag als Tag der Annahme, wenn nicht nachgewieſen wird, daß der Wechſel zu einem anderen 
Zeitpunkt angenommen iſt. i 

(6) Iſt in einer Schrift der in 82 bezeichneten Art die zu zahlende Geldſumme nicht angegeben, 
ſo iſt die Steuer nach einer Summe von 10 Millionen Mark zu berechnen; wird ſpäter eine andere als 
dieſe Summe eingeſetzt, ſo hat die entſprechende Ausgleichung durch Nacherhebung oder Erſtattung der 
Steuer zu erfolgen. Iſt in der Schrift die Zahlungszeit nicht angegeben, ſo entſteht die Verpflichtung 
zur Entrichtung der weiteren Abgabe mit dem Ablauf von drei Monaten nach dem Ausſtellungstag. 
Iſt der Ausſtellungstag nicht angegeben, ſo gilt der Tag der Übergabe als Ausſtellungstag. 


Artikel 2. 
Hinter $ 3 wird folgender neuer § 3a eingeſchaltet: 
Der Senat wird ermächtigt, den im § 3 Abſ. 1 bezeichneten Mindeſtſteuerſatz und den in § 3 
Abſ. 5 bezeichneten Betrag der Veränderung des Geldwertes anzupaſſen. 


Artikel 3. 
| In $ 7 wird in Abſ. 1 der Inhalt der Klammer ($ 3 Abſ. 1) durch die Faſſung ($ 3 Abſ. 1 
und 2) und in Abſ. 2 der Inhalt der Klammer ($ 3 Abſ. 2) durch die Faſſung ($ 3 Abf. 3) erſetzt. 


Artikel 4. 


. 


„s 18 erhält folgende Faſſung: 
(1) Die Hinterziehung der Wechſelſtempelabgabe wird mit einer Geldſtrafe bis zum Fünfzigfachen 


8 des hinterzogenen Betrages beſtraft. 


(2) Dieſe Strafe iſt beſonders und ganz zu entrichten von jedem, der den nach Ss 5—13 ihm 

obliegenden Verpflichtungen zur Entrichtung der Stempelabgabe nicht rechtzeitig genügt hat. Ebenſo von 

inländiſchen Maklern und Unterhändlern, die vorſätzlich Geſchäfte über unverſteuerte Wechſel abſchließen 
oder vermitteln. 


5 (3) Kann der Betrag der hinterzogenen Abgabe nicht feſtgeſtellt werden, jo tritt an Stelle der 
nach Ab. 1 zu berechnenden Strafe eine Geldſtrafe bis zu dem zehntauſendfachen Betrage der Poſtgebühr, 


die für einen einfachen Brief im Poſtſernverkehr innerhalb des Gebietes der Freien Stadt Danzig jeweils 
zu entrichten iſt. 


| titel ; 5 
In 820 Hoch die Worte „bis zu 150 Mark“ erſetzt durch die Worte: „bis zu dem kanſerbfachen 
Betrage der Poſtgebühr, die für einen einfachen Brief im Poſtfernverkehr innerhalb des Gebietes der Freien 
Stadt Danzig jeweils zu entrichten iſt“. 
Artikel 6. 
Der Senat wird ermächtigt, dieſes Geſetz entſprechend § 405 des Steuergrundgeſetzes dem 
Steuergrundgeſetz anzupaſſen und den veränderten Wortlaut des Geſetzes im Geſetzblatt nen zu 


verkünden. Kaas 
rtikel 7. 


Dieſes Geſetz tritt am dritten Tage nach der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 12. September 1923. i 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 


411 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


5 Drittes Geſetz 5 
zur Abänderung des Feld: und Forſtpolizeigeſetzes vom 1. April 1880 (Geſetzſamml. S. 230). 
Vom 6. 9. 1923. 


Artikel 1. 

Unter Aufhebung des Geſetzes vom 9. Mai 1923 (Geſetzbl. S. 561) wird die im 8 6 beſtimmte 
Wertgrenze und das in den SS 71 und 72 feſtgeſetzte Erſatzgeld auf das fünfzigtauſendfache erhöht. 
Dabei bleiben die 5 ie Erhöhungen außer Betracht. 

= Artitel II. 

Im Falle einer weſentlichen Anderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe kann der Senat die im 

Artikel I genannten Beträge anderweitig feſtſetzen. 


* Danzig, den 6. September 1923. 9 
5 Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
5 Sahm. Dr. Frank. 
i 412 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das Henk verkündet wird: 
8 Geſetz 
zur Anderung des Geſetzes über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen. Vom 11. 9. 1923. 
Artikel I. 


1. 8 12 des Geſetzes über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Mai 1909 (Reichsgeſetzbl. S. 437) 
wird in folgenden Punkten geändert: 
n In Nr. 1 der Kapitalbetrag von fünfzigtauſend Mark auf 30 Milliarden Mark, der 
Rentenbetrag von dreitauſend Mark auf 1 Milliarde 800 Millionen Mark; 
in Nr. 2 der Kapitalbetrag von einhundertfünfzigtauſend Mark auf 90 Milliarden Mark, 
der Rentenbetrag von neuntauſend Mark auf 5 Milliarden 400 Millionen Mark; 
in Nr. 3 der Betrag von zehntauſend Mark N ſechs Milliarden Mark. 
2. Es wird folgender Abſatz 3 angefügt: 
Tritt eine weſentliche Anderung des Geldwerts ein, jo kann der Senat die in Abſ. 1 
Nummer 1 bis 3 3 Summen entſprechend ändern. 


Artitel II. 
5 Die Erhöhung der Beträge findet auf die Schadensfälle Anwendung, in —— das ſchädigende 
Ereignis nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes eingetreten iſt. 


Artikel III. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Juli 1923 in Kraft. 
Danzig, den 11. September 1923. 3 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


413 Verordnung 
betreffend Feſiſetzung der Schlüſſelzahl für den Telegraphen⸗ und Fernſprechverkehr. 3 
Vom 12. 9. 1923. 


Auf Grund des Geſetzes über Poſt⸗, Poſtſcheck⸗ und Telegraphengebühren vom 23. Auguſt 1923 


(Geſetzbl. S. 883) und das Fernſprechgebührengeſetz vom 23. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 887) wird nachſtehende 
Verordnung erlaſſen: 


Vom 15. September 1923 an beträgt die Schlüſſelzahl für den Telegraphen⸗ und Fernſchrech⸗ 
verkehr 10 000 000.— 


5 Fa Verordnung betreffend Feſtſetzung der Schlüſſelzahl vom 5. September 1923 tritt gleichzeitig 
außer Kraft 
Danzig, den 12. September 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


414 Verordnung 
betreffend Anderung der Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren im Verkehr mit Polen. 
Vom 12. 9. 1923. 
Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 


(Geſetzbl. S. 4 und des 8 13 des Fernſprechgebührengeſetzes vom 23. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 889) 
wird nachſtehends Verordnung erlaſſen: 


Vom 15. September 1923 an betragen im Polniſch⸗Danziger Telegraphen⸗ und Fernſprech⸗ 
verkehr die Telegraphengebühren auf allen Entfernungen bei gewöhnlichen Telegrammen 7 Centimen 
(Gold) für jedes Wort und die Fernſprechgebühren für die Geſprächseinheit von 3 Minuten Dauer 


für die Entfernung bis 25km. ...... 25 Centimen (Gold) 
* n n * 50 Sr 5 * 7 
5 1 a a 75 


und für jede angefangenen weiteren "100 km 25 Centimen (Gold) mehr. uberſchreiten die Geſpräche 


die Dauer von 3 Minuten, jo wird die Gebühr für die überſchreitende Zeit nach unteilbaren Geſprächs⸗ 
einheiten von 3 Minuten berechnet. Die Entfernungen werden von Vermittelungsſtelle zu Vermittelungs⸗ 
ſtelle nach der Luftlinie gemeſſen. 

Die Verordnungen betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen vom 
31. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 924) und der Fernſprechgebühren vom 3. September 1923 (Geſetzbl. S. 925) 
treten gleichzeitig außer Kraft. 

Danzig, den 12. September 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenver waltung der Freien Stadt Dane 


Zander. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in 
.. 2 a ̃ k.. 


